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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Marion STEINER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
von XXXX , geboren am XXXX, StA. Afghanistan, vertreten durch das Land Salzburg als Kinder- und Jugendhilfetrager,
vertreten durch den Burgermeister der Stadt Salzburg, Jugendamt, vertreten durch Rechtsanwalt DDr. Rainer Lukits
LL.M., Wolf-Dietrich-StraBe 19/5, 5020 Salzburg, gegen Spruchpunkt I. des Bescheides des Bundesamts fur
Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Salzburg, vom 25.07.2017, ZI. XXXX, beschlossen:

A)

Das Beschwerdeverfahren wird gemal § 28 Abs. 1 iVm. § 31 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG)
wegen Zurlckziehung der Beschwerde eingestellt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG

I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 25.07.2017 wurde der Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz vom 19.07.2016 bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, abgewiesen (Spruchpunkt
1.). Weiters wurde ihm gemal3 § 8 Abs. 1 leg.cit. der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt II.)
und ihm gemaR § 8 Abs. 4 leg.cit. eine bis zum 26.07.2018 befristete Aufenthaltsberechtigung (Spruchpunkt Il.) erteilt.
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2. Der Beschwerdefuhrer erhob gegen Spruchpunkt I. des angefliihrten Bescheids Beschwerde, welche am 24.08.2017
beim Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl einlangte.

3. Die Beschwerde und der bezughabende Verwaltungsakt wurden dem Bundesverwaltungsgericht am 31.08.2017
vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl vorgelegt.

4. Mit Schriftsatz vom 21.11.2018 gab der Beschwerdefuhrer durch seine bevollmachtigte Vertretung unter
Bezugnahme auf die hg. Geschaftszahl bekannt, dass er die verfahrensgegenstandliche Beschwerde gegen den
Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl zurtickziehe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der Beschwerdefiihrer zog mit Eingabe vom 21.11.2018 die Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid zurtck.
2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ist aktenkundig, unstrittig und deshalb erwiesen.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefiihrer seine Beschwerde zurlickgezogen hat, ergibt sich aus dem Inhalt der
schriftlichen Eingabe vom 21.11.2018. Damit wurde unzweifelhaft der Wegfall des Interesses an der Fortfihrung des
Verfahrens bekundet.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemal’ Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG entscheiden die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.

3.2. GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A) Einstellung des Verfahrens:

3.3. GemalR§ 7 Abs. 2 VWGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulassig, wenn die Partei nach Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Eine Zurlickziehung der Beschwerde
durch den Beschwerdefuhrer ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der
Entscheidung méglich (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 8 7 VwGVG, K 6).

Dasselbe folgt sinngemald aus 8 17 VwGVGiVm § 13 Abs. 7 AVG.

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung zuruck, ist nur dann zuldssig, wenn die entsprechende
Erklarung keinen Zweifel daran offenldsst. MaRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung eindeutigen
Erklarung (vgl. z.B. VWGH 22.11.2005, 2005/05/0320, zur insofern auf die Rechtslage nach dem VwGVG Ubertragbaren
Judikatur zum AVG).

Eine solche Erklarung lag im gegenstandlichen Fall vor, da der Beschwerdefuhrer die Zurtickziehung - wie bereits im
Rahmen der Beweiswurdigung dargelegt wurde - schriftlich eindeutig zum Ausdruck gebracht hat.

In welchen Fallen "das Verfahren einzustellen" ist & 28 Abs. 1 VWGVG), regelt das VwGVG nicht ausdrucklich. Die
Einstellung steht nach allgemeinem Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren geht, worunter auch der Fall der Zurtckziehung der Beschwerde zu subsumieren ist
(vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] § 28 VWGVG, Anm. 5).

Der Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 25.07.2017 ist aufgrund der vom Beschwerdefihrer
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erklarten Zurlckziehung der Beschwerde rechtskraftig geworden. Damit ist einer Sachentscheidung insoweit die
Grundlage entzogen, weshalb mit Beschluss die Einstellung des betreffenden Beschwerdeverfahrens auszusprechen

war.
3.4. Zum Entfall der mundlichen Verhandlung

GemalR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufuhren.

Die Einstellung des Beschwerdeverfahrens wegen Zurtckziehung der Beschwerde ist ihrem Wesen nach mit einer
Zuruckweisung vergleichbar. Fir eine Zurtckweisung sieht 8 24 Abs. 1 Z 1 VwGVG ausdrucklich die Moglichkeit des
Entfalls der mundlichen Verhandlung vor.

Die mundliche Verhandlung konnte gemal3 § 24 Abs. 4 VWGVG aber auch deshalb unterbleiben, weil der Sachverhalt
aus dem Verwaltungsakt in Verbindung mit der Beschwerde und ihrer Zurickziehung am 21.11.2018 hinreichend
geklart ist. Art. 6 Abs. 1 EMRK steht dem Entfall der mindlichen Verhandlung nicht entgegen. Die Verfahrensgarantie
des "fair hearing" iSd Art. 6 Abs. 1 EMRK kommt nicht zur Anwendung, wenn einer Entscheidung in der Sache
Prozesshindernisse entgegenstehen (vgl. hiezu die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 17.063/2003
und 19.175/2010 sowie des Verwaltungsgerichtshofes VwGH 21.11.2012, 2008/07/0161 und VwGH 23.06.2014,
2013/12/0224, je mwH). Diese Judikatur ist aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes auch auf Falle tbertragbar, in
denen ein Erledigungsanspruch (erst) nach Beschwerdeeinbringung verloren geht.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaB Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung (vgl. zur
Einstellung bei Zuriickziehung etwa VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320; 29.04.2015, Fr 2014/20/0047). Weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
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